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■
Potsdam - Der Deutsche
Mieterbund (DMB) als In-

teressenverband der Mieter ist
auf Bundesebene seit Jahrenmit
den Themen Energie, Umwelt
und Kosten nahe am Gesche-
hen. Wie bedeutsam und drin-
gend dem DMB diese Themen
sind, ist bereits daran erkennbar,
dass der Verbandspräsident Dr.
Franz-Georg Rips sie zu seiner
eigenen, folglich zur Chefsache
gemacht hat.
Dass sich auch der Landesver-
band Brandenburg den daraus
ergebenden Fragen direkt zuge-
wandt hat, war öffentlich spä-
testens auf dem Landesver-
bandstag 2008 erkennbar (siehe
auch Bericht von der Podiums-
diskussion in der letztenMieter-
Zeitungs-Ausgabe, Seite 16).
Nun war es fast folgerichtig,
dass die Aktivitäten von Bun-
desverband und Landesverband
deren Vertreter zusammenführ-
te. Dass dies ausgerechnet in ei-
ner so genannten Musterwoh-
nung imPotsdamerWohngebiet
Waldstadt II geschah, hat seinen
Grund: In der Landeshauptstadt

hat sich vor rund einem Jahr un-
ter maßgeblicher Initiative des
kommunalen Wohnungsunter-
nehmens das EnergieForum
Potsdam e. V. gegründet. Mit-
begründer waren auch der
DMB-Landesgeschäftsführer
als gleichzeitiger Vorstand (seit
Januar 2009 Geschäftsführer)
derVerbraucherzentrale undder
Geschäftsführer des Babelsber-
ger Mietervereins, Dr. Reinhard

Schuster (MieterZeitung be-
richtete). Die Musterwohnung
in der Saarmunder Straße 39
vereint auf beeindruckende
Weise unterschiedliche techni-
sche Varianten zur Einsparung
von Energie mit Möglichkeiten
des alters- und behindertenge-
rechten Wohnens. Diese Vari-
anten und Möglichkeiten sollen
interessierten Mietern bei ange-
messener Mitfinanzierung als

Wunschpaket oder als ge-
wünschte Bausteine angeboten
werden. Die Verbraucherzen-
trale will gegebenenfalls an die-
ser Stelle unabhängige Energie-
sparberatung anbieten.
Um sich dies vor Ort anschauen
und beurteilen zu können, wa-
ren nun DMB-Präsident Dr.
Rips und DMB-Direktor Lukas
Siebenkotten aus Berlin ge-
kommen. Gemeinsam mit den
Vertretern aus unserem Landes-
verbandwarman sich einig: Ein
solches Modell kann sowohl
konkrete Mieterwünsche erfül-
len wie auch gleichzeitig zur
nachhaltigen Einsparung von
Energie und Kosten beitragen
und ist insoweit also beispielge-
bend.

Dr. Rainer Radloff

Energie – Umwelt – Mieterbund
D M B - S p i t z e z u G a s t i n d e r L a n d e s h a u p t s t a d t P o t s d a m

Den Energieausweis, bitte!
■

Auf demLandesverbands-
tag im November 2008

hatten die anwesendenVertreter
der Landtagsfraktionen von
SPD und Die Linke ihre Unter-
stützung zugesagt: Gemeinsam
mit dem brandenburgischen
Mieterbund wollten sie dafür
eintreten, dass der Gesetzgeber
die Energieeinsparverordnung
dahingehend ändert, dass Ener-
gieausweise künftig verpflich-
tend den Kauf- oder Mieterinte-
ressenten vorzulegen sind und
ihnen auf Wunsch auch eine
Kopie ausgehändigt wird.
Wolfgang Thiel, energiepoliti-
scher Sprecher der Fraktion
Die Linke im Landtag, stellte
dann auch noch im November

2008 eine entsprechende
mündliche Anfrage im Land-
tag. Brandenburgs Infrastruk-
turminister Reinhold Dellmann
(SPD) machte aber umgehend
und unmissverständlich klar:
„Die Landesregierung sieht
keine Veranlassung, auf eine
Änderung der bundesrechtli-
chen Regelung hinzuwirken.”
Verkäufer und Vermieter seien
bereits nach der Energieein-
sparverordnung (EnEV) aus-
reichend verpflichtet, Energie-
ausweise zugänglich zu ma-
chen. Käufer und Mieter könn-
ten ja gegebenenfalls auch vom
Vertragsabschluss Abstand
nehmen.
Nach einer repräsentativen Um-

frage der Deutschen Energie-
Agentur (dena) halten zwar 90
Prozent derMieter den energeti-
schen Zustand eines Gebäudes
für wichtig bei der Wohnungs-
suche, allerdings würden sie ihr
Recht auf Vorlage des Energie-
ausweises noch nicht wahrneh-
men.
Ein Indiz dafür, dass sichMieter
und Vermieter letztlich eben
nicht „auf Augenhöhe gegen-
überstehen”. Übrigens haben
weder die Landes-SPDnoch der
Minister in dieser Sache ihre
verbraucherpolitische Spreche-
rin unterstützt, in seiner jetzigen
Form bleibt der Energieausweis
also wohl ein zahnloser Papier-
tiger. ■

Geschäftsräume des
BMV als authentische

Kulisse genutzt
Der Babelsberger Mieter-
verein hatte demWunsch
der Hochschule für Film
und Fernsehen „Konrad
Wolf” entsprochen und

unlängst seine Geschäfts-
räume kostenfrei für Dreh-
arbeiten an dem Nach-

wuchsfilm „Rheingold” zur
Verfügung gestellt.

Die Szene stellte ein Ge-
spräch zwischen einem
Mitglied und einem

Rechtsberater des Mieter-
vereins zur „sozialen Aus-
grenzung” von Mietern –
über nicht mehr bezahlba-

re Mieten für sozial
Schwache – dar.

Von Seiten der Hochschu-
le und des Drehstabes

wurde für die freundliche
Unterstützung sehr herz-

lich gedankt.
Dr. Reinhard Schuster

Geschäftsführer

Sprachen sich auf dem Landesverbandstag 2008 für die Vorlagepflicht
von Energieausweisen aus – die verbraucherpolitische Sprecherin der
Landes-SPD, Kerstin Kircheis, und der energiepolitische Sprecher der

Linken im brandenburgischen Landtag, Wolfgang Thiel (v. l.)
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■
Immer wieder müssen
sich die Mietervereine des

Deutschen Mieterbundes damit
befassen, dass Mitglieder ver-
gessen, ihren Verein rechtzeitig
von beabsichtigten Wohnungs-
wechseln in Kenntnis zu setzen,
und dadurch vor allem für sich
selbst ärgerliche und kostspieli-
ge Folgen heraufbeschwören.
Von den betreffenden Mitglie-
dern wird dabei übersehen, dass
die Sicherung ihrer Mitglieder-
rechte nicht nur die pünktliche
Beitragszahlung, sondern auch
die rechtzeitige Information des
Mietervereins über beabsichtig-
teWohnungswechsel erfordert.
Die Mitgliedschaft im Deut-
schenMieterbund ist nämlich in
der Regel mit einer Mietrechts-
schutzversicherung verbunden,
die bei Mietrechtsstreitigkeiten
nur dann tatsächlich wirksam

wird, wenn dem Versicherer
(DMB) die vom Mitglied ge-
nutzte Wohnung vom Tag des
Nutzungsbeginns an (Tag des
Inkrafttretens des Mietvertra-
ges) auch bekannt gewesen ist.
Versäumt einMitglied also, sei-
nen Mieterverein rechtzeitig
vom beabsichtigtenWohnungs-
wechsel zu informieren, kann
die Rechtsschutzversicherung
bei späteren Rechtsstreitigkei-
ten um die neue Mietsache
(Wohnung) die Deckung mit
der Begründung verweigern,
dass ihr das neue Versiche-
rungsobjekt nicht von Nut-
zungsbeginn an bekannt war.
Die beim Rechtsstreit um die
neueWohnung anfallenden Ge-
richts- und Anwaltskosten müs-
sen dann vom Mieter selbst ge-
tragen werden.
Im Zusammenhangmit überört-
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lichenWohnungswechseln soll-
te auch bedachtwerden, dass die
Mitgliedschaft im Deutschen
Mieterbund (inklusive Rechts-
schutzversicherung) zumeist
problemlos auf einen anderen
Mieterverein am neuen Wohn-
ort übertragbar ist, ohne dass da-
bei die beim Neueintritt übliche
„Karenzzeit“ für die Deckung
bei Mietrechtsstreitigkeiten
wirksam wird. Dadurch kann
auch der Aufwand für die Kün-
digung der bisherigen und die
Begründung einer neuen Mit-
gliedschaft gespart werden, und
der Mietrechtsschutz gilt vom
Tag des Inkrafttretens des neuen

An die Mitglieder des
Babelsberger Mietervereins

Einladung
zur Mitgliederversammlung

des Babelsberger Mietervereins
am 16. Mai 2009, um 10.00 bis 13.00 Uhr

im „Bürgerhaus am Schlaatz”

MIT DER TAGESORDNUNG:

● Eröffnung – Beschluss der Tagesordnung

● Wahl der Mandatsprüfungskommission und

Redaktionskommission

● Berichte des Vorstandes und des Geschäftsführers

● Bericht der Finanzprüfungsgruppe

● Bericht des Beirates

● Aussprache zu den Berichten und Beschlussanträgen

● Beschlussfassung zu den Berichten und Anträgen

sowie zur Entlastung des Vorstandes

● Beschluss zur Durchführung der

Mitgliederversammlungen in den Jahren 2010 und 2012

● Aufstellung der Kandidaten für die Neuwahl des

Vorstandes, des Beirates und der Finanzprüfungsgruppe

● Wahl der Wahlkommission

● Wahl zum Vorstand, zum Beirat und zur

Finanzprüfungsgruppe

● Konstituierung des neu gewählten Vorstandes

● Schlusswort der/des neu gewählten Vorsitzenden

Mietvertrages. Ebenso ist eine
gegenseitige Verrechnung von
geleisteten Beitragszahlungen
und fälligen Beitragsverpflich-
tungen üblich. Voraussetzung
dafür ist lediglich, dass dem bis-
herigen Mieterverein vor dem
Umzug der Wunsch auf Über-
tragung der Mitgliedschaft auf
einen am neuen Wohnort täti-
gen Mieterverein mitgeteilt
wird.
Informieren Sie, liebe Mitglie-
der, also im Falle eines bevor-
stehenden Umzugs Ihren Mie-
terverein rechtzeitig (per Post-
karte, Telefonanruf, Fax oder E-
Mail) über Ihre Absichten! Sie
ersparen sich unnötigen Ärger
und überflüssige Ausgaben. Ihr
Mieterverein wird es Ihnen mit
qualifizierter Begleitung Ihres
Vorhabens danken!

Dr.Wolfgang Ditting

Sehr geehrteMitglieder,
am 22. September 2008 hat der
Vorstand unseres Vereins den
Beschluss gefasst, das seit nun-
mehr fast zwei Jahrzehnten in
unserem Verein praktizierte
Verfahren der Zustellung der
„MieterZeitung” durch ehren-
amtliche Mitglieder zum Jah-
reswechsel 2008/2009 zu been-
den und diese Aufgabe – wie in
anderen Vereinen üblich – der
Deutschen Post AG zu übertra-
gen. Entscheidender Beweg-
grund für diese Entscheidung ist
die Tatsache, dass eine immer
größer werdende Anzahl von
Vereinsmitgliedern in anderen
Stadtteilen von Potsdam oder in
Gemeinden des Umlandes
wohnt und auf Grundlage des
bisherigen Verfahrens nicht mit
der „MieterZeitung” versorgt
werden kann. Erstmals mit die-
ser vorliegenden MieterZei-
tungs-Ausgabe 1/2009 erhalten
nunmehr alle Mitglieder unse-
res Vereins gleichzeitig und oh-
ne Unterschied des Wohnsitzes

ihre „MieterZeitung”, jedenfalls
sofern sie Veränderungen ihrer
Wohnanschrift und Bankver-
bindung rechtzeitig unserer Ge-
schäftsstelle mitgeteilt haben.
Die gewachsene finanzielle Sta-
bilität unseres Vereins ermög-
licht die neue Verfahrensweise
ohne Beitragserhöhung. Natür-
lich sindwir uns darüber imKla-
ren, dasswir damit eine imDMB
wohl ziemlich einmalige Säule
unseresVereinslebens aufgeben,
die ein wichtiges Bindeglied
zwischen Vorstand und Mitglie-
dern bildete, auf dem tätigen En-
gagement von circa 50 ehren-
amtlichen Helfern beruhte und
sichüber viele Jahre bewährt hat.
All diesen fleißigen Zustellern
gilt unser herzlicher Dank für ih-
re jahrelange zuverlässigeArbeit
fürdenVereinundseineMitglie-
der, ihnen wünschen wir für die
Zukunft Gesundheit und persön-
liches Wohlergehen. Unser be-
sonderes Dankeschön gilt Frau
undHerrnDr. Ditting.
Jutta Busch, Vorsitzende

Wohnungswechsel und Mitgliederrechte
Ratschlag zur Vermeidung unnötigen Ärgers und überflüssiger Ausgaben
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■
Der Landesbeirat des
Mieterbundes Branden-

burg hat in seiner Sitzung am
28. März 2009 unter anderem
einen Beschlussantrag an den
Deutschen Mietertag (4. bis 6.
Juni 2009) in Leipzig diskutiert
und bestätigt, der sich mit dem
Grundrecht auf Wohnraum für
alle befasst.
Der Landesvorstand hat diesen
Beschlussvorschlag einge-
bracht,weilwir es für zeitgemäß
erachten, ein einklagbares
Recht auf Wohnung auch in
Deutschland zu schaffen. Woh-
nung ist vor allem ein soziales
Gut und dieses gilt es zu bewah-
ren.
Derzeit leben in Deutschland
circa 255 000 Menschen ohne
Wohnung. Sie leben entweder
auf der Straße, inAussiedlerhei-
men, Obdachlosenunterkünften
oder anderen Notunterkünften.
Zwar gibt es eine bundesweite
Wohnungslosenstatistik bislang
nicht, die Zahlen beruhen daher
auf Schätzungen der Bundesar-
beitsgemeinschaft Wohnungs-
losenhilfe. Allerdings ist auf-
grund der anhaltenden Finanz-
undWirtschaftskrise davon aus-
zugehen, dass diese Zahlenwie-
der steigen werden. Im Osten
gibt es zurzeit circa 30 000

Wohnungslose, und im Westen
sind circa 215 000 Menschen
ohne Wohnung. Rund 18 000
der Wohnungslosen leben auf
der Straße, hiervon sind 6 000
bis 7 000 Kinder! Obdachlosig-
keit inDeutschland, einemLand
mitmindestens 100 000 leer ste-
henden Wohnungen ist gerade-
zu ein Skandal. Es ist eines mo-
dernen Sozialstaates unwürdig,
dassMenschen vondemVerlust
ihrer Wohnung bedroht sind,
nur weil sie ihre Miete nicht
mehr bezahlen können.
Es fehlt Wohnraum zu ange-
messenen Preisen. Die Regel-
leistungen, zum Beispiel über
Hartz IV, sind nach wie vor zu
gering, diese reichen für die

Miete und die gestiegenenEner-
giekostenbeiweitemnichtmehr
aus. Die Mietobergrenzen sind
zwar angehoben worden, sind
aber immer noch zu niedrig an-
gesetzt, und esmangelt an preis-
werten Klein- und Großwoh-
nungen.AuchwennderAusver-
kauf von Wohnungsgesell-
schaften in öffentlichem Eigen-
tum an Finanzinvestoren wei-
tergehen sollte, wird sich das
Problem derWohnungsnot wei-
ter verschärfen. Es drohenMiet-
erhöhungen und Luxussanie-
rungen, die im schlimmsten Fall
einen weiteren Anstieg der Ob-
dachlosigkeit zur Folge haben.
Der Landesvorstand und der
Landesbeirat des Mieterbundes

Brandenburg kämpfen deshalb
dafür, dass dasRecht aufWohn-
raum in dieVerfassung desLan-
des Brandenburg und ebenso in
das Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland aufgenom-
men wird. Wohnen ist ein
grundlegendes menschliches
Bedürfnis. Bislang ist es in der
Verfassung des Landes Bran-
denburg nur als Recht aufWoh-
nen erwähnt, allerdings nicht als
einklagbares Recht definiert.
Wir wollen jedoch erreichen,
dass ein Gesetz erlassen wird,
wonach das Recht auf Wohnen
als einklagbares Recht für alle
verbrieft wird. Wir wollen uns
nicht damit abfinden, dass eines
der reichsten Länder der Welt
sich mit Wohnungsnot und Ob-
dachlosigkeit einfach abfindet.
Es lohnt sich, hierbei auch über
die Landesgrenzen hinauszu-
schauen und festzustellen, dass
zum Beispiel in Frankreich be-
reits ein einklagbares Recht auf
Wohnen gesetzlich verankert
wurde. Deshalb werden wir
auch beim Mietertag in Leipzig
bemüht sein, Mehrheiten für die
Unterstützung unseres Be-
schlussantrages zu finden, von
dem auch eine Signalwirkung
an die Politik ausgehen soll.

Marianne Rehda
Die Autorin ist Vorsitzende des
Mietervereins Brandenburg und
seit 2008 Mitglied des Landes-
vorstandes. ■

Wohnrecht für alle – auch in Deutschland!
B randenbu r ge r I n i t i a t i v e zum Deu t s c h en M i e t e r t a g 2009

Mitgliederversammlung
des Mietervereins VIADRINA Frankfurt (Oder)

am 25. April 2009 im Otto-Brenner-Haus in der
Rosa-Luxemburg-Straße 39, 15230 Frankfurt (Oder)

Beginn: 9.30 Uhr
TAGESORDNUNG
● Berichte von Vorstand, Schatzmeister und Revisionskommis-
sion
● Wahl von Vorstand, Schatzmeister und Revisoren
● Satzungsänderung (siehe Briefeinladung)
●Übersicht zu den gerichtlichen Auseinandersetzungen und den
Tendenzen in der Mietrechtsprechung
● Sonstiges, Fragen der Mitglieder

Sepp Träthner, Vorsitzender

Hintergrund

Frankreich: Wohnrecht
für Obdachlose

Das französische Parlament
hat im Februar 2007 ein Ge-
setz verabschiedet, das allen
Bürgern ein Recht auf Woh-
nung garantiert. Seit Beginn
des Jahres 2009 können Ob-
dachlose nun eine dauerhafte
Unterkunft einklagen. Bisher
gab es ein ähnliches Gesetz

nur in Schottland.
Wirksame Hilfen für Obdach-
lose waren vor der Präsident-
schaftswahl im Frühjahr 2007
zu einem wichtigen Wahl-
kampfthema geworden und
ermöglichten so das Gesetz.
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Leerstand kontra Obdachlosigkeit?
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■
Seit Jahresbeginn ist das
neue Wohngeldgesetz in

Kraft. Erstmals nach acht Jahren
sindErhöhungenvorgenommen
worden. Über 500 Millionen
Euro stehen nun zusätzlich pro
Jahr zur Verfügung. Bis zu
800 000 Haushalte profitieren
hiervon. Jeder vierte Haushalt
kann jetzt erstmals Wohngeld
erhalten.
In Brandenburg gibt es nach
Mitteilung desMinisteriums für
Infrastruktur und Raumordnung
(MIR) nun rund 35 000 Wohn-
geldempfänger.
Ein großer Erfolg der Arbeit des
Deutschen Mieterbundes. Im-
mer wieder hatte der Mieter-
bund Bundesregierung, Bun-
destag und Bundesrat aufgefor-
dert, die Wohngeldreform
durchzuführen und die darin
enthaltenen Wohngeldverspre-
chen einzuhalten.
Die wesentlichsten Verbesse-
rungen imÜberblick:
●Bisher wurdenBaualtersklas-
sen unterschieden, in Neubau-
tenwurden höhereMieten bezu-
schusst als in alten. Diese Diffe-
renzierung ist weggefallen – gut

vor allem für Mieter in älteren
Gebäuden.
●Die bisherigenMiethöchstbe-
träge wurden um zehn Prozent
angehoben. Gut für Mieter, de-
renMiete bisher über dembezu-
schussten Höchstbetrag lag.
● Das Wohngeld selbst, das
heißt die Auszahlungsbeträge,
wurde um etwa acht Prozent an-
gehoben. Gut für alle Wohn-
geldempfänger.
● Neu eingeführt wurde die
Berücksichtigung der Heizkos-
ten. Bisher blieben diese voll-
ständig außen vor, jetzt werden
der zu berücksichtigenden
Miete 24 und 31 Euro im Ein-
und Zweipersonenhaushalt so-
wie je sechs Euro für jedes wei-
tere zu berücksichtigende
Haushaltsmitglied hinzuge-
rechnet. Gut für alle Wohn-
geldempfänger.
● Zum Ausgleich der in den
vergangenen Jahren drastisch
gestiegenen Energiepreise er-
hielten alle Wohngeldempfän-
ger (Antragstellung bis März
2009) einen einmaligen Zu-
schuss von mindestens 100
Euro. Gut für Wohngeldemp-
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fänger zwischen Oktober 2008
undMärz 2009.
● Eine weitere wesentliche Än-
derung ist dieÜberarbeitung der
so genannten Mietstufenliste.
Diese enthält die Zuordnung al-
ler Städte und Gemeinden ab
10 000Einwohner sowie kleine-
rer Kommunen über ihre jewei-
ligen Kreise zu einer der sechs
Mietenstufen. Diese sollen das
örtliche Mietenniveau abbilden
und werden vom Statistischen
Bundesamt ermittelt. Von ihnen
wiederum hängen die zu be-
rücksichtigenden Höchstbeträ-
ge fürMiete oder Belastung ab.
Hier hat es gegenüber dem
WoGG von 2001 eine ganze
Reihe von Änderungen gege-
ben, zwar sind 180 Anpassun-
gen „nach oben” vorgenommen
worden, in über 470 deutschen
Städten undGemeinden gilt nun
aber eine ungünstigere weil
niedrigere Mietenstufe (alle
Veränderungen im Land Bran-

EINLADUNG
Der Vorstand des Mietervereins Prenzlau hat die Einberufung
der ordentlichen Mitgliederversammlung gemäß Paragraph 11

der Satzung beschlossen.
Termin: Sonnabend, 16. Mai 2009, Uhrzeit: 9.00 Uhr bis circa

12.30 Uhr, Ort: Bürgerhaus der IG-Frauen Prenzlau,
Georg-Dreke-Ring 58 a, 17291 Prenzlau

TAGESORDNUNG
1. Konstituierung der Mitgliederversammlung
2. Berichterstattung und Aussprache zu den Berichten
a. des Vorstandes
b. des Schatzmeisters
c. der Kassenprüfungskommission
Beschluss über Entlastung des Vorstandes
3. Erläuterung und Aussprache zu den Änderungsvorschlägen
der Satzung
(der Entwurf der geänderten Vereinssatzung ist in der Geschäfts-
stelle des Prenzlauer Mietervereins erhältlich oder einsehbar. Er
wird während der Versammlung ausgelegt.)
Beschluss zur Neufassung der geänderten Satzung.
4. Wahlhandlung zur Wahl des Vorstandes und der Kassenprüfer
5. Schlusswort des neu gewählten Vorsitzenden und Beendigung
der Mitgliederversammlung

Hans-Jürgen Völtz, Vorsitzender

denburg in untenstehender
Übersicht). Erwartungsgemäß
spiegelt sich hier durchaus die
tatsächlicheKostenentwicklung
vor allem im „Speckgürtel” zu
Berlin, um den Flughafen Schö-
nefeld herum, aber auch in ber-
linfernen Regionen wie Sprem-
berg und Senftenberg wider.
Alles in allem ist das Wohngeld
2009 eine positive Weiterent-
wicklung der Unterstützung an-
gemessenen Wohnens für Bür-
germit geringeremEinkommen.
Ob allerdings die von Bund und
Ländern im Vorfeld angekün-
digten durchschnittlichen Erhö-
hungsbeträge und Berechtigten-
zahlen der Wirklichkeit stand-
halten können, wird sich noch
zeigen müssen. Erste Fallbei-
spiele, die dem Verfasser in den
letztenMonaten vorlagen, haben
weiterhin „zu hohe Einkom-
men” oder nur marginale Erhö-
hungen des Wohngeldbetrages
ergeben. RainerWeicht

Wohngeld ist kein Almosen des Staates

Vergleich der Mietenstufen 2001 und 2009
für das Land Brandenburg

+ +Um zwei Stufen erhöht + +
VonMietenstufe 2 auf 4 stiegen jetzt:

Blankenfelde-Mahlow, Brieselang, Glienicke/Nordbahn, Hop-
pegarten, Michendorf undMühlenbecker Land

Von 3 auf 5: Schönefeld

+Um eine Stufe erhöht +
Von 1 auf 2 angehoben wurden: Herzberg (Elster), Perleberg,
Landkreis Ostprignitz-Ruppin (ohne Neuruppin,Witt-

stock/Dosse)
VonMietenstufe 2 auf 3 angehoben:

Ahrensfelde-Blumberg, Erkner, Frankfurt (Oder), Fredersdorf-
Vogelsdorf, Kloster Lehnin, Panketal, Senftenberg, Sprem-

berg, Strausberg
Von 3 auf 4: Kleinmachnow, Neuenhagen bei Berlin, Potsdam,

Schöneiche bei Berlin, Teltow

- Herabgestuft wurden -
Von 4 auf 3: Petershagen/Eggersdorf

Von 3 auf 2: Angermünde, Finsterwalde, Fürstenwalde/Spree,
Luckenwalde,Wittenberge, Zepernick

Von 2 auf 1: Pritzwalk, Landkreis Elbe-Elster (ohne Bad Lie-
benwerda, Finsterwalde, Herzberg (Elster))
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■
So lange wie Dr. Rainer
Radloff, der bisherige Lan-

desgeschäftsführer des branden-
burgischen Mieterbundes, war
seit 1990 keiner in dieser Funkti-
on beim Deutschen Mieterbund.
Beinahe 20 Jahre arbeitete er für
unseren Landesverband. Nun
übernahm er, beginnend zum 1.
Januar 2009, die Funktion des
Landesgeschäftsführers der bran-
denburgischen Verbraucherzen-
trale. Erfahrungen mit der Ver-
braucherzentrale hat er bereits
ebenfalls seit Anfang der 90er
Jahre, als der Landesmieterbund
Mitglied in der Verbraucherzen-
trale wurde und ihn daraufhin in
deren Vorstand delegierte. Ende
der90erJahrewurdeerdannauch
zum Vorsitzenden der Verbrau-
cherzentrale gewählt. Dies ge-
währleistete eine weitere koope-
rative Zusammenarbeit zwischen
beidenOrganisationen, zumNut-
zen allerMitglieder.
Dr. Radloff, der seinen Dienst
im Landesverband im Frühjahr
1991 antrat, arbeitete bis zur
Wahl des damaligen Landesge-
schäftsführers Klaus-Jürgen
Warnick in denDeutschen Bun-
destag als „Chefjurist“ des Lan-
desverbandes. Seine ursprüng-
lich als ABM-Stelle finanzierte
Tätigkeit wurde nachAuslaufen
der Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahme in einem unbefristeten
Arbeitsverhältnis fortgeführt.
Wieübrigens auchbei zweiwei-
teren Mitarbeiterinnen. Ein gu-
tes Beispiel dafür, wieABM-Fi-
nanzierungen bei sinnvollem
Einsatz damals noch dazu bei-
trugen, tatsächlich Arbeitsplät-
ze auf Dauer zu schaffen.
Die Hauptaufgabe Dr. Radloffs
bestand anfänglich vor allem
darin, die ehrenamtlichen Bera-
terinnen und Berater in den neu
entstandenen örtlichen Mieter-
vereinen juristisch zu qualifizie-
ren und auf die sich damals oft
halbjährlich ändernde Gesetz-
gebung hinzuweisen.
Dazu wurde unter anderem ein
landesspezifischer monatlicher

Info-Dienst Recht als Unterstüt-
zung für die Mietervereine he-
rausgegeben und eine Arbeits-
gruppe der Rechtsberater und
Rechtsanwälte, die für den Lan-
desverband tätig waren, gegrün-
det. Sie trafen sich unter Leitung
von Dr. Radloff einmal im Mo-
nat, um ihre Erfahrungen auszu-
tauschenundeinemöglichepoli-
tische Einflussnahme auf die
rechtliche Ausgestaltung von
mieten- und vermögensrechtli-
chen Fragen zu diskutieren. Ei-
nen breiten Raum nahm damals
dabei noch die komplizierteMa-
terie der offenen Vermögensfra-
gen ein. In diesem Zusammen-
hang war es auch immer wieder
notwendig, juristische Stellung-
nahmendesLandesverbandes zu
diesbezüglichen Gesetzesinitia-
tiven des Bundes- oder Landta-
ges zu erarbeiten. Dadurch wur-
de unser Landesverband schnell
zum bundesweit anerkannten
Spezialisten auf diesemGebiet.
Als Jurist des Landesverbandes

nahm Dr. Radloff auch an etli-
chen der damals immer noch an-
stehenden Gründungsveranstal-
tungen neuerMietervereine teil.
Oder er begleitete den Landes-
geschäftsführer bei den fast wö-
chentlichen, oft sehr emotiona-
len und turbulenten Mieter- und
Nutzerversammlungen. So
kannte er bald den gesamten
Landesverband, der von 16
Gründungsmitgliedern im Juni
1990 schnell auf 48 Mitglieds-
vereine im Jahr 1994 anwuchs.
Aber auch bei den vielen politi-
schen Aktionen, die der branden-
burgische Landesverband durch-
führte, war Dr. Radloff unver-

zichtbar dabei. So bei der viel be-
achteten Fahrt von 2 000 De-
monstranten nach Bonn imMärz
1992 oder bei der 14-tägigen
Mahnwache vor dem Bundes-
kanzleramt, damals ebenfalls
noch in Bonn. Dazu zwei große
Protestveranstaltungen im über-
füllten Saal desRAWinPotsdam
und die erstmalige Ausrichtung
des DeutschenMietertages in ei-
nemostdeutschenBundesland im
Juni 1993 in Potsdam. Circa 600
Delegierte aus ganz Deutschland
mussten damals betreutwerden.
Die ungezählten Aktionen kön-
nen nur beispielhaft genannt
werden.
Auch als der größte Mieterver-
ein desLandes einenneuenVor-
sitzenden suchte, war Dr. Rad-
loff zur Stelle und übernahm
beim Mieterverein Potsdam für
viele Jahre den Vorsitz.
Aber auch über den Landesver-
band hinaus wurde er bekannt.
Auf der einen Seite durch die
kontinuierliche Teilnahme an
den Ratgeber-Sendungen von
Antenne Brandenburg, über
ORB zum heutigen RBB; über
die Ratgeber-Seite des Neuen
Deutschland sowie vieler ande-
rer Publikationen. Wie auch auf
der anderen Seite über die Ver-
tretung unseres Landesverban-
des im Aktionsbündnis gegen
Gewalt, Rechtsextremismus
und Fremdenfeindlichkeit.
Dr. Radloff, der an allen Deut-
schen Mietertagen seit 1995 als
Delegierter teilnahm, wird auf
dem Deutschen Mietertag in
Leipzig im Juni 2009 für seine
hervorragenden Verdienste mit
der goldenen Ehrennadel des
DMB geehrt.
Wir wünschen Dr. Radloff eine
Fortsetzung der erfolgreichen
Arbeit in seiner Funktion bei der
Verbraucherzentrale und eine
weitere gute Zusammenarbeit,
die schon durch seine Mitglied-
schaft in mehreren Mieterverei-
nen des Landes erhalten bleibt.

Der Landesvorstand
RainerWeicht

Dienstältester Landesgeschäftsführer mit neuer Aufgabe
Dr. Rainer Radloff beendet nach 18 Jahren seine hauptamtliche Tätigkeit beim Mieterbund

3. Brandenburg-Tag 2006 – Immer mit „vor Ort” und stets die lange
Jahre von ihm mitverantwortete MieterZeitung zur Hand

Beim „Aktionsbündnis gegen
Rechts” 2006 in Halbe

Zum wohnungspolitischen Gespräch bei Minister Dellmann (2007)
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Vorstandswahl und Satzungsänderungen
Mitgliederversammlung 2009 in Frankfurt (Oder)

Effiziente Wahrung von
Mitgliederinteressen auch
im Online-Mieterverein

■
Am 25. April 2009 hat der
Mieterverein VIADRINA

seine Mitgliederversammlung
2009 durchgeführt. Wieder ge-
wählt wurden unter anderem der
Vorsitzende Rechtsanwalt Sepp
Träthner und sein Stellvertreter
Rechtsanwalt Thomas Köhler.
Nachfolger von Herrn Dam-
mann als Schatzmeister wurde
Frau W. Kümpfel. Das hohe
Vertrauen der Mitglieder in die
Vereinsführung zeigte sich bei
den Abstimmungen zu den Be-
richten und den Personalwahlen,
die durchweg ohne Gegenstim-
me und Enthaltung erfolgten.
Aber auch die zur Abstimmung
gestellte neue Vereinssatzung
wurde einstimmig angenom-
men. Ein wichtiger Punkt der
Satzungsänderung ist die Festle-
gung, dass in der MieterZeitung
zu den Mitgliederversammlun-

gendesVereins eingeladenwird.
Eine gesonderte Einladung wird
wie jetzt 2009 aus Kostengrün-
den nicht mehr erfolgen.
EinKritikpunkt imVorstandsbe-
richt war die in etlichen Fällen
ungenügende Bereitstellung
(Wohnungsgröße, Miethöhe,
Zustand der Wohnung) von Er-
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satzwohnungen für die vom Ab-
riss betroffenenMieter. EinMie-
ter muss jetzt zum vierten Mal
wegenAbriss umziehen! Beson-
ders negativ fiel die große Ge-
nossenschaft auf, die lieber die
eigenen Mieter auf Räumung
verklagt, statt angemessenen Er-
satzwohnraum zu vernünftigen

Konditionen anzubieten. Zu den
überwiegend sehr erfolgreichen
gerichtlichen Auseinanderset-
zungen der Mitglieder mit den
Vermietern berichtete Rechts-
anwaltKöhler. Somuss nicht je-
de Mieterhöhung (aktuell Sa-
scha Hirsch Immobilien und
WOWI GmbH) kommentarlos
hingenommen werden. Berech-
tigte Einwände können und ha-
ben (auch außergerichtlich!) in
Einzelfällen zu einem Absen-
ken der ursprünglichen Forde-
rung des Vermieters geführt. In-
teressant war für die Mitglieder
auch, dass in einem Gerichts-
verfahren die Hauswartkosten
des ehemaligen Vermieters
ESG nun auch per Gutachter als
überhöht festgestellt worden
sind.Nachvielen Jahrenwerden
die von den Vereinsmitgliedern
monierten Abrechnungen vo-
raussichtlich auf das ortsübliche
Kostenniveau (22 statt 47 Cent
pro Quadratmeter und Jahr) re-
duziert werden.
Sepp Träthner, Vorsitzender

■
Als Thomas Sch., Mieter
einer Eigentumswohnung

amRande zuBerlin, imOktober
2007 mit der Post seiner Ver-
mieter konfrontiert wurde,
glaubte er seinenAugennicht zu
trauen. Für die Betriebskosten-
abrechnungen 2005 und 2006
verlangten die Vermieter zu-
sammen mehr als 2 500 Euro
Nachzahlung, verbundenmit ei-
ner erheblichen Steigerung der
Vorauszahlungen.
Weil beruflich stark eingebun-
den, wählte Thomas Sch. eine
Mitgliedschaft im Online-Mie-
terverein für Brandenburg.
Schon kurz nach Abwicklung
der Beitrittsmodalitäten waren
die relevanten Unterlagen in
elektronischer Form beim Ver-
ein eingegangen und an den ver-
antwortlichen Rechtsberater
übermittelt. Dieser konnte dem
Mitglied bereits am gleichen
Tage mitteilen, dass die Forde-
rung aus der Betriebskostenab-
rechnung 2005 verfristet und
damit nicht mehr geschuldet
war. Der Betriebskostenabrech-
nung 2006 fehlte die Einzelab-
rechnung der Heiz- und Warm-
wasserkosten,was eine formelle

Unwirksamkeit dieser Abrech-
nungspositionen zur Folge hat-
te.Die Forderung aus dieserAb-
rechnung – immerhin 1583
Euro – war nicht fällig.
Auf diese Umstände hatte das
Mitglied unter Verwendung der
vom Rechtsberater vorgeschla-
genen Nachricht die Vermieter
hingewiesen. Die Vermieter
säumten weiterhin. Die Einzel-
aufstellung der Heiz- und
Warmwasserkosten 2006 ging
erst Anfang Januar 2008 bei un-
serem Mitglied, also nach Ver-
streichen der Vorlagefrist, ein.
Danach kam es, wie es kommen
musste: Die Vermieter ließen
sich bei ihren Forderungen an-
waltlich vertreten; unser Mit-
glied konnte stets zeitnah auf die
Arbeit des Rechtsberaters und
seine Schriftsätze zurückgrei-
fen. Die Vermieter wollten sich
trotz der Entscheidungslage ge-

rade beimBundesgerichtshof zu
den formellen Anforderungen
nicht überzeugen lassen und er-
hoben beim zuständigen Amts-
gericht Zahlungsklage.
Diese ist vom Amtsgericht Ora-
nienburg imFrühjahr 2009 voll-
ständig abgewiesen worden
(Urteil vom 10. Februar 2009,
Az: 24 C 158/08). Das Gericht
folgte der Argumentation des
OMV. BB, dass die Nachzah-
lungwegen formeller Fehler der
Betriebskostenabrechnung
2006 nicht zu zahlen ist (auf die
Forderung aus der Abrechnung
2005 und eine Klage auf die
Zahlung erhöhter Vorauszah-
lung hatten die Vermieter dann
doch verzichtet). Zur Abrech-
nung der Heiz- und Warmwas-
serkosten fehlt es an der Einhal-

tung der Mindestanforderun-
gen, zu denen die Angabe des
Umlageschlüssels gehört. In der
Hausgeldabrechnung der Haus-
verwaltung findet sich noch
nicht einmal dieKostenartHeiz-
kosten. Es findet sich lediglich
die Bezeichnung „Verbrauchs-
kosten”. Als Umlageschlüssel
ist „laut Anlage ista” angege-
ben. Die fehlende Anlage führt
dazu, dass der auf die Mieter
entfallende Gesamtbetrag nicht
ermittelt werden kann. Soweit
die Einzelabrechnung nach Ab-
lauf der Vorlagefrist des Para-
graphen 556 Absatz 3 BGB zu-
gegangen ist, war eine Heilung
eines formellen Mangels nicht
mehr möglich.
Eines bleibt anzumerken: Die
erheblichen Nachzahlungen
waren im Wesentlichen dem
Umstand geschuldet, dass die
Vorauszahlungen durch den
Vermieter deutlich zu niedrig
kalkuliert waren. Ein Problem,
das nicht nur im Online-Mieter-
verein immer wieder eine Rolle
spielt ... M. B.

Wieder gewählt und wieder aktiv: die Rechtsanwälte Thomas Köhler
(links) und Sepp Träthner am 1. Mai in Frankfurt (Oder) Foto: H. Höhne
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■
Die Mitglieder des Ba-
belsberger Mietervereins

haben auf ihrer Mitgliederver-
sammlung Mitte Mai 2009 mit
Sorge zur Kenntnis genommen,
dass auch inPotsdamdieWohn-
kosten steigen und durch das
Auslaufen von Fördermaßnah-
men und damit verbundener
Preisbindung der Bestand an für
großeTeile derBevölkerungbe-
zahlbarenWohnungen sinkt.
Die Vereinsmitglieder unter-
stützen einstimmig die Forde-
rungen des Deutschen Mieter-
bundes für eine soziale, gerech-
te und nachhaltige Wohnungs-
politik. „Hier brauchen wir die
Verbündeten in der Stadtver-
waltung, den politischen Gre-
mien und in den Wohnungsun-
ternehmen, mit denen wir uns
trotz mancher Auseinanderset-
zung eine sachbezogene Zu-
sammenarbeit im Interesse der
Mieter erarbeitet haben“, so die
Vorsitzende des Vereins, Jutta
Busch.

DIE MITGLIEDER
FORDERTEN

● die Landesregierung Bran-
denburg auf, durch eine gezielte
und wirksame Förderung des
Wohnungsbaus die Schaffung
bezahlbarerWohnungen für alle
Schichten der Bevölkerung zu
sichern und ihre Stimme gegen-
über der Bundesregierung zur
Schaffung eines verfassungs-
mäßigen Rechtes auf Wohnen,
wie es sich die Franzosen 2007
erstritten haben, zu erheben.
● die Potsdamer Kommunalpo-
litiker auf, Belegungsrechte für
bezahlbare Wohnungen, wie
seit Jahren in München – dem
teuersten Wohnungsmarkt der
BRD – praktiziert, zu sichern.
● den Oberbürgermeister und
die zuständigen Verantwor-
tungsträger auf, bei den städti-
schen Betrieben eine weitere

Steigerung der Kosten für Was-
ser/Abwasser, für die Müllent-
sorgung und Straßenreinigung
zu verhindern.
● alle in unserer Landeshaupt-
stadt tätigen Wohnungsunter-
nehmen auf, unter Beachtung

des „Gebotes der Wirtschaft-
lichkeit” die Belastung ihrer
Mieter durch Betriebskosten zu
prüfen und alle Möglichkeiten
zu ihrer spürbarenVerringerung
zu nutzen, die Energieeffizienz
zu steigern und die energetische

Modernisierung der Bestände
zu forcieren.
● alle Mieter unserer Stadt auf,
eigene Reserven zur Reduzie-
rung der von ihnen beeinfluss-
baren Betriebskosten zu er-
schließen und von ihren Ver-
mietern die Nutzung aller Mög-
lichkeiten zur Beseitigung be-
stehender „Schwachstellen” in
ihren Häusern zu fordern.
Der Vorstand des Vereins wür-
digte die gute Zusammenarbeit
mit den zuständigen Stellen der
Stadtverwaltung und mit den
Wohnungsunternehmen der
Landeshauptstadt im Interesse
derMieter.
Beirat, Vorstand und der Ge-
schäftsführer konnten erneut ei-
ne gute Bilanz ziehen.
Gegenüber dem anwesenden
Landesgeschäftsführer Dr. Rai-
ner Radloff wurde unterstrichen,
dass derBabelsbergerMieterver-
einpersonellundfinanziell stabil,
einverlässlicherundeigenständi-
ger Partner imLandesverband ist
und bleibt.
Dr. Reinhard Schuster

Soziale, gerechte und nachhaltige
Wohnungspolitik gefordert

Ehrungen im Babelsberger Mieterverein

Diesmal hatten die acht brandenburgischen Dele-
gierten und vier Gastdelegierte keine weite Anrei-
se zumDeutschenMietertag hinter sich, als sie im
Hotel The Westin im Herzen Leipzigs eintrafen.
Wieder einmal war eine ostdeutsche Stadt Gast-
geber des alle zwei Jahre stattfindenden Höhe-
punktes der Mieterbewegung in Deutschland.
Und mit beinahe 600 Delegierten und Gastdele-
gierten wurde auch eine neue Rekordbeteiligung
verzeichnet. Auch wir Brandenburger spürten es
im „proppevollen“ Saal hautnah.
Schon der Beginn brachte den Brandenburger
Landesverband ins Gespräch, wurde doch unser
langjähriger Landesgeschäftsführer Dr. Rainer
Radloff, seit Ende 1994 in dieser Funktion tätig,
mit der hohen Auszeichnung der „Goldenen Eh-
rennadel des DMB“ geehrt.
Am nächsten Tag wurde dann der wohnungspoli-
tische Antrag unseres Landesverbandes „Wohn-
recht für alle – auch in Deutschland“ ohne Gegen-
stimmen und Stimmenthaltungen angenommen.
Ziel des Antrages war es, dass der Deutsche Mie-
terbund den Bundesgesetzgeber auffordert, ein
einklagbares Recht auf Wohnen für alle in das
Grundgesetz aufzunehmen. Zuvor hatte in der Po-

diumsdiskussion mit
den Wohnungspoliti-
kern aller fünf Bundes-
tagsfraktionen auch
dieses Thema breiten

Raum eingenommen. Dabei sprach sich lediglich
die LINKE eindeutig für ein solches Grundrecht
aus, SPD und Grüne wichen einer konkreten Ant-
wort aus und FDP und CDU antworteten, wenn
auch verklausuliert, mit Nein.
Übrigens geht die in der Brandenburgischen Ver-
fassung enthaltene Entsprechung auf die eindeu-
tige Einflussnahme unseres streitbaren Landes-
verbandes bei der damaligen Verfassungsdiskus-
sion zurück. Als kurz vor der Abstimmung, auf
Druck konservativer Parteienvertreter diese Pas-
sage wieder aus dem Verfassungsentwurf gestri-
chen werden sollte, drohte unser Landesverband
damit, alle seineMitglieder und darüber hinaus al-
le Brandenburger aufzufordern, der Verfassung
nicht zuzustimmen. Schnell wurde der Paragraph
47 wieder eingefügt. Ein schöner Erfolg, der zeigt,
wie wichtig eine starke Mieterschaft sein kann.
Insgesamt sehen wir Brandenburger den Deut-
schen Mietertag 2009 als erneut gelungenes Zei-
chen für die Solidarität der Mieterinnen und Mie-
ter in ganz Deutschland. Wir freuen uns schon,
trotz dann notwendiger Rekordreisezeit, auf den
nächsten Mietertag 2011 in Koblenz.

Klaus-Jürgen Warnick, Landesvorsitzender

Deutscher Mietertag folgte einstimmig dem
Antrag des brandenburgischen Landesverbandes
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Schimmel ohne Ende

2. Tag des Wohnens in Ludwigsfelde

■
Schimmelbildung ist ein
Spitzenreiter bei der

Rechtsberatung zu Wohnungs-
mängeln. Entweder Schimmel-
flecken undPilzbildungmachen
sich nach und nach sichtbar oder
werden festgestellt, wenn ein-
mal ein Möbelstück verrückt
werden muss. Wird eine Män-
gelanzeige beim Vermieter ge-
macht, ist die Antwort schon
vorprogrammiert: Natürlich sei
immer der Mieter schuld. Nach
einer Rundumsanierung hätte er
nicht ordentlich gelüftet oder zu
vielWäsche imBad zumTrock-
nen aufgehängt. Sogar wenn in
einem Neubau die Wände sto-
ckig werden, liegt es natürlich
nicht an Baufehlern.
Der Mieterverein Potsdam und
Umgebung (MVP) hat einen
Weg eingeschlagen, der spürbar
die Mitglieder bei der Durchset-
zung berechtigter Ansprüche
stärkt. Behilflich ist dabei Dr.
Bernd Kaiser. Dr. Kaiser ist Ar-
chitekt und Sachverständiger für

Schäden anGebäuden. Er gehört
dem Sachverständigen-Verband
Mitte e. V. an. Seit Ende 2008
übernimmt er im Auftrag des
MVP beiMitgliedern die Begut-
achtung vor allem beim Auftre-
ten von Schimmel in Wohnun-
gen. Der Verein erhält von ihm
ein ausführliches Protokoll zur
„Beweissicherung”, auf dessen
Basis seine Rechtsberater dann
das weitere Vorgehen in der
Auseinandersetzung mit dem
Vermieter bestimmen. Das Pro-
tokoll enthält eine Situationsbe-
schreibung, das Ergebnis aus-
führlicher Messungen, Fotogra-
fien, die Benennung von Ursa-
chen und Hinweise zum weite-
ren Vorgehen. Sollte es insbe-
sondere wegen möglicher Ge-
sundheitsschäden oderAllergien
notwendig sein, so kann er durch
ein Fachlabor dieArt des Schim-
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mels und seine Gesundheitsge-
fährdung feststellen lassen. Bis
Mitte Februar sind durch Dr.
Kaiser für denMVP über 35 Be-
weisaufnahmen durchgeführt
worden.
Inzwischen haben auchMitglie-
der der Mietervereine in Teltow
und Brandenburg/Havel schon
seine Hilfe in Anspruch genom-
men. Der Vorteil für die Mit-
glieder liegt auf der Hand: Für
Rechtssicherheit und die Ge-
sundheit erhält man wichtige
Entscheidungsgrundlagen zu
günstigem Preis.
Von den Vermietern, aus den
Medien und durch die örtlichen
Mietervereine des DMB erhält
der Mieter eine Flut von Tipps
zum richtigen Verhalten zum
Schutz vor Schimmelbildung:
Häufigkeit und Art des Lüftens,
richtiges Heizen, Unterschiede

in Wohn- und Schlafzimmer,
Bad und Küche ...
Dr. Kaiser nennt auch Gefahren-
schwerpunkte: „Schimmelpilze
treten in sanierten Wohngebäu-
den nicht etwa in Bad (drei Pro-
zent) undKüche (elf Prozent) am
häufigsten auf. Meistens werden
Schlafzimmer (42 Prozent),
Wohn- (22 Prozent) undKinder-
zimmer befallen.” Bei der Aus-
wertung seiner Protokolle fragt
Dr. Kaiser auch schon mal da-
nach, ob es immer notwendig ist,
Möbel so dicht wie möglich an
dieWandzu rückenundbisunter
dieDecke aufzubauen. „Wie soll
denn da eine Luftzirkulation zur
Ableitung von Feuchtigkeit zu-
stande kommen?” Rechtlich hat
der Mieter natürlich den An-
spruch auf die Nutzung eines je-
den Quadratzentimeters – aber
manchmalmussmanauchKom-
promisse finden können. Auch
bei solchen Abwägungen helfen
die Rechtsberater des MVP den
Mitgliedern. Onni Saal

DerWeg lohnte sich imdop-
pelten Sinne, gab es doch
mit dem Geschäftsführer
desVereins derMieter, Nut-
zer und selbstnutzenden Ei-
gentümer „Der Teltow”, Dr.
MatthiasBlunert, eine infor-
mative Gesprächsrunde
zum Thema „Erste Woh-
nung”. Dabei spielte vor al-
lem die Vertragsgestaltung

eine Rolle, denn Kündigungs-
fristen, Kleinreparaturen und
zahlreiche juristische Fallstricke
sowie aktuelle Gerichtsentschei-
dungen prägen dieses Feld. Eine
eigens erarbeitete Broschüre des
Mieterbundes gab Tipps für die
erste Bleibe und zahlreiche Fra-
gen der Zuhörer führten tief in
die Materie. Die Broschüre ist
auch über den örtlichen Mieter-
verein erhältlich.
Die Präsenz des Mietervereins
bereicherte den Aktionstag und
rundete das thematische Bild
„Jugend und Familie in einer
jungenStadt”ab.AlleBeteiligten
schätzten die Veranstaltung als
Erfolg ein und wollen diese zur
Traditionwerden lassen. ■

■
Dass Ludwigsfelde ein er-
folgreicher Wirtschafts-

standort ist, wird imLande kaum
in Abrede gestellt. Mit dem
2. Aktionstag Wohnen wollten
die Stadtverwaltung sowie die
beteiligten Unternehmen und
Vereine zeigen, dass Ludwigs-
felde auch als Wohnstandort ei-
niges hermacht.
Um den potenziellen Interessen-
ten die Entscheidung für Lud-
wigsfelde möglichst schmack-
haft zu machen, kamen am
21. Juni 2009 nicht nur Immobi-
lienunternehmen in das Kultur-
haus, sondern auch Sozialverei-
ne, Finanzierer, Kultureinrich-
tungen und natürlich auch der
Mieterverein.

Der Babelsberger Mieterverein lädt ein
zur außerordentlichen Mitgliederversammlung

des Babelsberger Mietervereins
amMontag, den 12. Oktober 2009, um 18.00 Uhr

im „Bürgerhaus Am Schlaatz“
(Schilfhof 28, 14478 Potsdam)

TAGESORDNUNG
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Vorschlag zur Änderung des Paragraphen 4 Absatz 5
der Satzung (Regelung zur Mitgliedschaft im Vorstand)

3. Aussprache/Diskussion
4. Beschlussfassung
5. Nachwahl zum Vorstand

Änderungen der Tagesordnung bleiben der
Mitgliederversammlung vorbehalten. Anträge an die Mit-

gliederversammlung können schriftlich bis zum
15. September 2009 in der Geschäftsstelle eingereicht
werden. Dort kann auch die vorgesehene Änderung der

Satzung eingesehen werden.

und zur Bürgerversammlung
der WG Schlaatz und Waldstadt

am Dienstag, den 8. September 2009, um 18.00 Uhr
im „Bürgerhaus Am Schlaatz“
(Schilfhof 28, 14478 Potsdam)

zum Thema:
Wohnen am Schlaatz und in der Waldstadt

Reinhold Fiedler, amtierender Vorsitzender
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■
Der Betriebskostenspie-
gel desDeutschenMieter-

bundes für das Jahr 2007 zeich-
net sich für das Land Branden-
burg insbesondere durch
überhöhte Heizkosten von
0,87 Euro je Quadratmeter und
Monat aus. Der Bundesdurch-
schnitt liegt bei 0,77 Euro. In
der Uckermark müssen die
Mieterhaushalte im Durch-
schnitt bis zu 1,40 Euro, bei
Spitzenwerten bis über zwei
Euro für eine warme Wohnung
aufbringen. Diese Werte wur-
den bei der Ermittlung des
Durchschnittes der Heizkosten
aber nicht berücksichtigt, um
die Heizkostenwerte für das üb-
rige LandBrandenburg nicht zu
verzerren. Auch bei den Kosten
für Wasser und Abwasser liegt
Brandenburg zehn Prozent über
dem Bundesdurchschnitt.
Eine Untersuchung des Verban-
des der Berlin-Brandenburgi-
schen Wohnungsunternehmen
(BBU) hatte vor kurzem zu ähn-
lichen Ergebnissen geführt. Ur-
sache der hohen Werte beider
Kostenarten ist überwiegend die
kommunale Preisgestaltung.
Die genauen Gründe für die
überhöhten Heizkosten können
zwar im Einzelnen noch nicht
konkret benanntwerden, aber es
zeichnet sich ab, dass Energie-
versorger in Brandenburg ihre
Monopolstellung ausnutzen und
hohe Gewinne zu Lasten der
Verbraucher einfahren.
Der Mieterbund sieht hier auch
die Landesregierung und die
Kommunen in der Pflicht, die
Entwicklung der Betriebs- und
Heizkosten im Blick zu behal-
ten und die notwendigen Schrit-
te einzuleiten, wenn nötig auch
kartellrechtlich, um die Sen-
kung der Kosten auf ein
deutschlandweit übliches Maß
zu erreichen.
Die Untersuchung des DMB,
die jährlich aktualisiertwird und
repräsentativ auf einer großen
Datenmenge basiert, ist alleine

für Brandenburg aus den Anga-
ben für knapp eineMillionQua-
dratmeter vermieteter Wohnflä-
che ermittelt worden. Dazu
nutzt derDMBanonymisiert die
Daten von tausenden Mitglie-
dern, die immer häufiger ihre
Betriebskostenabrechnungen
bei ihremMieterverein überprü-
fen lassen.
So steht der Anteil an Überprü-
fungen dieser Abrechnungen
mit 37,6 Prozent klar an erster
Stelle der Beratungsschwer-

punkte, gefolgt von Problemen
mit Wohnungsmängeln (17,8
Prozent) und allgemeinen Ver-
tragsangelegenheiten (10,1 Pro-
zent). Fragen zu Modernisie-
rung (zwei Prozent) oder Miet-
erhöhungen (5,9 Prozent), die
vor zehn bis 15 Jahren gerade in
Ostdeutschland von großer Be-
deutung und damit Beratungs-
schwerpunkt waren, sind dage-
gen völlig in den Hintergrund
getreten.
Festzustellen ist außerdem, dass

der Anteil der Betriebskosten an
den gesamten Wohnkosten im-
mer mehr steigt und sich heute
zu einer wirklichen „zweiten
Miete“ entwickelt hat. So zah-
len Mieter in Deutschland
durchschnittlich 2,14 Euro pro
Quadratmeter und Monat für
Betriebskosten. Dies wirkt sich
inOstdeutschland bei insgesamt
noch geringerenMieten und hö-
herenBetriebskosten noch spür-
barer aus.
(Presseerklärung des Landes-
verbandes) ■

Neuer Betriebskostenspiegel für Brandenburg
Landesverband kritisiert weiter ansteigenden Anteil der Betriebskosten an den gesamten Wohnkosten und hohe Heizkosten in der Uckermark

Kündigung wegen gehinderter wirtschaftlicher
Verwertung abgewehrt

Der Mietervereinigung „Der Teltow” e. V. ist es gelungen,
eine Kündigung der Eigentümer wegen gehinderter wirt-
schaftlicher Verwertung erfolgreich abzuwehren. Im Ver-
einsbereich gibt es seit je her die Tendenz, dass Eigentü-
mer zurückgegebener, aber langjährig vermieteter Grund-
stücke eine Vermarktung anstreben. Kommt eine Eini-
gung mit den Mietern - im vorliegenden Fall ist das Mit-
glied hoch in den 80ern – nicht zustande, wird neuer-

dings, vielleicht auch wegen der letzten Entscheidung des
BGH zur wirtschaftlichen Verwertung, auf den Weg einer
solchen Kündigung gesetzt. Dem hat nach dem Amtsge-
richt Potsdam nun auch das Landgericht einen Riegel vor-
geschoben (indem auch eine Revision nicht zugelassen
wurde - Urteil vom 23. Juli 2009, Az: 11 S 230/08).

Bereits seit 2006 veröffentlicht der Deutsche Mieterbund neben
den bundesweiten Betriebskostenspiegeln auch eine Reihe regio-
naler Daten, darunter auch die Auswertung tausender brandenbur-
gischer Abrechnungen, die uns von Mietern und Mietervereinen

vorgelegt wurden.
Obwohl diesmal das Material für die 2007er Abrechnungen aus un-
serem Bundesland schon sehr frühzeitig vorlag, hat sich die Veröf-
fentlichung etwas verzögert. Der Grund waren Werte aus dem Be-
reich der Uckermark – sogenannte „Ausreißer” – die auch den Ex-
perten einiges Kopfzerbrechen bereiteten. Alle Überprüfungen be-
stätigten jedoch: Die generell höheren Heizkosten in Brandenburg
werden in dieser Region noch deutlich übertroffen, liegen teilwei-

se um 100 Prozent über dem Durchschnitt.
Jürgen Milling, Vorsitzender des Mietervereins Uckermark, im Ge-
spräch mit der MieterZeitung hierzu: „Es hat sich gezeigt, dass die
vom DMB erfassten Daten tatsächlich die Situation widerspiegeln.
Wir müssen diese unverhältnismäßig hohen Heizkosten in der

Uckermark bestätigen und wollen uns in unserer Arbeit, auch ge-
genüber den Abgeordneten und Verwaltungen, noch stärker hier-
auf konzentrieren. Denn der vorliegende Trend setzt sich auch in
den Abrechnungen für 2008 fort. Uns liegen aus den letzten Bera-
tungen zu Heizkosten Abrechnungen vor, nach denen für das Jahr
2008 von Wärmeanbietern Megawattstunden-Preise von über

190 Euro gefordert werden.”

Neue Webpräsenz

■
Komplett neu gestaltet
und ins Netz gestellt wur-

de vor kurzem die Webpräsenz
desMietervereinsBrandenburg.
Übersichtlich und umfangreich
informiert der Verein seine
mehr als 1.700 Mitglieder und
dieMieter in der Region.
www.mieterverein-branden-
burg.de

Mietervereine twittern

■
Seit einigen Wochen sind
jetzt auch die ersten Mie-

tervereine bei Twitter aktiv. Der
DMBZossen und der OMV.BB
haben sich jüngst diesem sozia-
len Netzwerk angeschlossen. In
sogenannten Micro-Blogs kön-
nen kurze Nachrichten auf die-
sem Wege interessierte Leser
besonders schnell erreichen.
www.twitter.com/DMB_Zossen
www.twitter.com/OMVBB

Richtig telefonieren

■
Mitglieder und andere
Mieter aus der Landes-

hauptstadt wählen zunehmend
die Telefonnummern des Lan-
desverbandes. Hier noch einmal
die richtigen Anschlüsse:
Mieterverein Potsdam
- 03 31/90 09 01
Mieterverein Babelsberg
- 03 31/74 22 01
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Oben: Betriebskostenspiegel für das Land Brandenburg (Daten aus den Abrechnungen für 2007)
Unten: Betriebskostenspiegel-Vergleich der Bundesländer West und Ost (Daten ebenfalls aus den Abrechnungen für 2007)

Daten für das Abrechnungsjahr 2008 können ab sofort auf der Webseite des DMB (www.mieterbund.de) online eingegeben werden. Gern
nimmt auch Ihr Mieterverein eine Kopie Ihrer Abrechnung entgegen.
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■
Im uckermärkischen An-
germünde trafen die Ab-

geordneten der Stadtverordne-
tenversammlung Ende 2007 ei-
ne für vieleMieter der Stadt fol-
genschwere Entscheidung.
Ausgangspunkt war die sich be-
reits Jahre hinziehende Finanz-
misere bei der Bau- und Woh-
nungsgesellschaft (BWG), ei-
nem kommunalen Wohnungs-
unternehmen der Stadt Anger-
münde. 25 Millionen Euro
Schulden wurden angehäuft.
Ohne ständige Finanzspritzen
der Stadt hätte das kommunale
Wohnungsunternehmen wohl
längst Insolvenz anmeldenmüs-
sen. Bürgschaften in Höhe von
9,7 Millionen Euro wurden von
der Stadt geleistet.
Seit 2003waren außerdemmehr
als 1,3 Millionen Euro an Zu-
schüssen zusammengekom-
men. Deshalb stellte man die
Privatisierung als Allheilmittel
zur Sanierung des Stadthaushal-
tes hin, und ein vorher beschlos-
senes Sanierungskonzept für
das Unternehmen wurde ver-
worfen.
Gegen diesen Beschluss, 1.058
kommunale Wohnungen zu
„verkaufen“, machten zwar der
Mieterverein Uckermark, die
Linke und gesellschaftliche
Gruppen der Stadt in einer Bür-
gerinitiative mobil. Doch das
Bürgerbegehren, gestützt auf
1.415 gültige Unterschriften,
wurde durch die Stadtverordne-
tenversammlung im Februar

2008wegen einer angeblich feh-
lenden Begründung abgelehnt.
Ein weiteres Bürgerbegehren
gegen denVerkauf brachte auch
keinen Erfolg, da während die-
ses Bürgerbegehrens die BWG
für zwei symbolische Euro an
zwei Untergruppen der Nau
Real Estate Group AG verkauft
und imNachgang erklärt wurde,
dass die Bedingungen zur Sa-
nierung der BWG nach dem ei-
genen Sanierungskonzept nicht
mehr gegeben seien. Dafür si-
cherte der Käufer zu, die Bürg-
schaften der Stadt abzulösen.
Inzwischen sind 20Monate ver-
gangen, an der Finanzsituation
der Stadt hat sich nur in der Hin-
sicht etwas geändert, dass An-
germünde keine Wohnungen
mehr besitzt, aber immer noch
für neun Millionen Euro Bürg-
schaften haftet.
Zur Jahresversammlung des
Mietervereins im Juni 2009 be-
kam der Geschäftsführer Gele-
genheit, sich den Fragen der
Mieter zu stellen. Obwohl von
ihm verkündet wurde, was man
alles zur Sanierung des Woh-
nungsbestandes unternehmen
wolle, hat sich auch hier bisher
nichts getan. Es werden gerade
mal die notwendigsten Repara-
turarbeiten, und die auch nur
dann, wenn der Mieter sie hart-
näckig fordert, durchgeführt.
Vom versprochenen altersge-
rechten Umbau von Wohnun-
gen, dem Einbau von Fahrstüh-
len und weiteren Modernisie-

rungsmaßnahmen ist bisher
nichts zu sehen.
Dafür haben dannMieter auf ei-
nigen BWG-Grundstücken in
der Betriebskostenabrechnung

für 2008Grundsteuern in dreifa-
cher Höhe zu zahlen, da angeb-
lich das Finanzamt die Steuer
für drei Jahre rückwirkend neu
veranlagt hat.AufNachfrage er-
gab sich, dass dies auf Antrag
der Geschäftsleitung der BWG
geschah.
Anfang August 2009 erfuhren
wir aus dem „Spiegel”, dass die
Nau Group unter anderem in
Neukirchen-Vluyn, einem ehe-
maligen Zechenstandort bei
Duisburg, bereits vor viereinhalb
Jahren 678 sanierungsbedürftige
Wohnungen kaufte, die sie wei-
testgehend sich selbst überließ.
Da der in Duisburg ansässige
Mieterschutzbund und insbe-

Folgenschwere Privatisierung in Angermünde
Wärmeliefervertrag gekündigt – Rechnungen nicht bezahlt – Mieterverein organisiert Mieterversammlung und richtet Treuhand-Konto ein

Liebe Mitglieder unserer Mietervereine,
das „Superwahljahr 2009” neigt sich nun dem Ende und hat auch
in der Mieterbewegung unseres Landes Spuren hinterlassen. So
befürchten nicht wenige, dass die neue Koalition in Berlin auf
Druck des kleineren Koalitionspartners Verbesserungen wieder
rückgängig machen könnte, die der Mieterbund in den letzten
20 Jahren, gemeinsam mit uns Brandenburgern, mühsam er-
kämpft hatte. Es wird viele Anstrengungen kosten, da wirksam ge-
genzusteuern. Und auch hier wird sich erneut deutlich zeigen, wie
erfolgreich eine starke Dachorganisation derMieterinnen undMie-
ter mit weit über eine Million Mitgliedshaushalten sein kann.
Darüber hinaus werden wir schon 2010 sehen, ob der Optimis-
mus, der jetzt vielfach in die neue politische Konstellation Bran-
denburgs gelegt wird, begründet ist und den Erwartungen stand-
halten kann. Der brandenburgische Mieterbund wird auch diesmal
genau hinsehen, inwieweit Anspruch und Wirklichkeit, Verspre-
chungen und Wort halten übereinstimmen.
Auch 2009 spielte das Thema der hohen Betriebskosten eine he-
rausragende Rolle. Viele von Ihnen haben ja noch die letzten hohen
Heizkostenabrechnungen in schmerzlicher Erinnerung. Zwar sind
die Heizöl- und Gaspreise in diesem Jahr gegenüber 2008 leicht
gesunken, doch wie lange dies anhält und ob dies auch 2010 so
bleibt, muss abgewartet werden. Jedenfalls werden sich auch im
nächsten Jahr alle die freuen, die als Mitglied in einem regionalen
Mieterverein die Betriebskostenabrechnung noch einmal auf Rich-
tigkeit und Plausibilität überprüfen lassen können.
Unserem Landesverband steht, wie allen ostdeutschen Mieteror-
ganisationen, im nächsten Jahr das 20-jährige Jubiläum ins Haus.
Wir werden es am Ort seiner Gründung in einer zugleich zurück-
schauenden wie zukunftsweisenden Festveranstaltung würdig be-
gehen.
Dabei ist uns die erfolgreiche Arbeit seit 1990 Verpflichtung, auch
in den nächsten Jahrzehnten die Interessen unsererMitgliedschaft
wieder schlagkräftig zu vertreten und sie in allen auftretenden Fra-
gen sachkompetent zu beraten.
In diesem Sinn wünsche ich Ihnen auch ganz persönlich ein er-
folgreiches und mit Gesundheit verbundenes Jahr 2010.

Ihr Klaus-Jürgen Warnick, Landesvorsitzender
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sondere sein Geschäftsführer
Peter Heß in dieser Zeit Erfah-
rungen im Umgang mit der Nau
Group bis hin zur Errichtung ei-
nes Treuhandkontos für die Be-
zahlung der nötigen Betriebs-
und Reparaturkosten gesam-
melt hatten, nahmen wir Ende
September 2009 Verbindung zu
Peter Heß auf.
Zu diesem Zeitpunkt wurde be-
kannt, dass dieBWGohne siche-
ren Ersatz den Wärmelieferver-
tragmit den StadtwerkenAnger-
münde gekündigt hatte und für
bisher gelieferte Fernwärme bei
den Stadtwerken über 100.000
Euro Schulden hat.
Obwohl die Mieter zu Beginn
eines jedenMonatsmit derMie-
te auch die Vorauszahlung der
Heiz- und Betriebskosten vor-
nahmen, wurden diese vom
Vermieter eigentlich treuhände-
risch zu verwaltenden Gelder
nicht an den Wärmelieferanten
weitergeleitet.
Da nun den Mietern eine Ab-

Neues aus demMieterverein Babelsberg
Podiumsgespräch

■
Der Vorsitzende des Ba-
belsberger Mietervereins,

Reinhold Fiedler, hatte für den
8. September 2009 in Zusam-
menarbeit mit dem Bürgerhaus
am Schlaatz und dem Haus der
Generationen zu einem Podi-
umsgespräch die Landtagskan-
didaten Mike Schubert (SPD),
Steeven Bretz (CDU) und Dr.
Hans-Jürgen Scharfenberg (Die
Linke) eingeladen.
Neben allgemeinen Fragen die
Landes- und die Stadtpolitik be-
treffend, standen im Mittel-
punkt der lebhaften Diskussion
● die Erhaltung und Verbesse-
rung der Wohnqualität am
Schlaatz und in derWaldstadt,
● die Mietpreisentwicklung in
den Plattenbaugebieten der
Landeshauptstadt,
● die Planungssicherheit für die
Garagenstandorte.

Gespräche mit
Stadtpolitikern

Auf Beschluss des Vorstandes

führte der Geschäftsführer des
Vereins, Dr. Reinhard Schuster,
in den vergangenen Wochen
Gesprächemit führenden Politi-
kern der im Stadtparlament ver-
tretenen Parteien. Im Mittel-
punkt standen Fragen
● zur Mietpreisentwicklung
und zur Fortschreibung des
Mietspiegels,
● zur Bezahlbarkeit der Netto-
kaltmieten und der Betriebs-
und Heizkosten für die einkom-
mensschwachen Mieter und für
die Stadt.

Außerordentliche
Mitgliederversammlung am
12. Oktober 2009

Nach dem Ausscheiden der
langjährigen Vorsitzenden un-
seres Vereins, Jutta Busch, und
der vorläufigen Übernahme der
Vorstandgeschäfte durch den
langjährigen stellvertretenden
Vorsitzenden Reinhold Fiedler
wurde am 12. Oktober 2009 der
Geschäftsführer Dr. Reinhard
Schuster in den Vorstand unse-
res Vereins gewählt und auf der

konstituierenden Vorstandssit-
zung mit dem Amt des Vorsit-
zenden betraut.
Die erforderlichen Änderungen
der Satzung, der Geschäftsord-
nung und der Finanzordnung
wurden durch die Mitglieder-
versammlung und durch den
Vorstand beschlossen sowie
vomBeirat bestätigt.
Der neue Vorsitzende hob die
kontinuierliche und stabile Ent-
wicklung des Vereins sowie die
Verlässlichkeit für seine Mit-
glieder hervor.

20 Jahre Mieterverein
Babelsberg

Die vom Vorstand erarbeitete
Konzeption in Vorbereitung
und Durchführung der feierli-
chen Mitgliederversammlung
am 24. April 2010 – aus Anlass
des 20-jährigen Bestehens des
Vereins – wurde einstimmig
durch den Beirat bestätigt. ■

Räume wieder wie neu

■
Im August wurden die Ge-
schäftsräume des Mieter-

vereins Viadrina bei laufendem
Betrieb vom Frankfurter Maler
Hahn und seinen Mitarbeitern
frisch gestrichen. Fenster, Wän-
de und Decken waren nach et-
lichen Jahren „fällig“. Auch ei-
nen neuen Fußbodenbelag beka-
men die vier Haupträume. Die
ehemals wackeligen Regalteile
im Beratungsraum wurden vom
Leiter der Geschäftsstelle über-
arbeitet und sind nun als schall-
dämmende PIN-Wand und
Raumteiler bestens geeignet.
Der Vorstand bedankt sich bei
allenMitgliedern, diewegen der
Behinderungen und Belästigun-
gen durch dieMalerarbeitenmit
Verständnis reagierten.
Sepp Träthner, Vorsitzender

Erfolgreich verglichen

■
Schon seit 1999 unterstützt
die Mietervereinigung

Nord erst drei, später acht Miet-
parteien im Oranienburger Orts-
teil Zehlendorf im Bemühen um
sachgerechte und korrekte Ne-
benkostenabrechnungen.
Für diemittlerweile seit fast drei
Jahren unter Zwangsverwaltung
stehenden Grundstücke waren
von denMieternNachzahlungs-
beträge teils bis zu 5.000 Euro
gefordert worden.
Wie der nun schon drittemit die-
sem Problem befasste neue Ge-
schäftsstellenleiterHelmutHeiss
jetzt berichtete, sind in den ver-
gangenen Wochen bemerkens-
werte Erfolge erzielt worden. Im
Ergebnis der jahrelangen Bemü-
hungen um für dieMieter akzep-
table Vergleiche blieb zum Bei-
spiel dem Ehepaar E. statt knapp
5.000 Euro für 1999, 2000 sowie
2006 und 2007 eine Nachzah-
lung von 850 Euro. Die Belas-
tung für Familie Sch. konnte
ebenfalls um mehr als 3.000
Eurogesenktwerden. Für die an-
deren sechs Mieter traten ähn-
licheVergleiche inKraft.
Die Abrechnungen für das Ka-
lenderjahr 2008 liegen bisher
noch gar nicht vor. Es bleibt also
weiter spannend.

RainerWeicht

schaltung der Wärmelieferung
drohte, sah sich der Vorstand
des Mietervereins Uckermark
gegenüber seinen in BWG-
Wohnungen wohnenden Mit-
gliedern in der Pflicht, etwas zu
unternehmen.
Mit Unterstützung durch den
Vorstand des Mieterbundes
Land Brandenburg und den Ge-
schäftsführer des Mieterschutz-
bundes aus Duisburg luden wir
kurzfristig zum 6. Oktober 2009
zu einer BWG-Mieterversamm-
lung ein, zuder auchderBürger-
meister der Stadt Angermünde,
Wolfgang Krakow, der Ge-
schäftsführer der BWG sowie
Vertreter der Medien Einladun-
gen erhielten.
Nachdem die Einladungen aus-
geteilt waren, hat die Geschäfts-
führung der BWG am 5. Okto-
ber die Schulden bei den Stadt-
werken beglichen.
Über 500 Mieter erschienen zur
Versammlung und erläuterten
ihre Sorgen und Ängste. Peter

Heß klärte die Mieter über
Funktion und Aufgabe eines
Treuhandkontos auf und legte
dar, was in Neukirchen-Vluyn
damit bisher erreicht wurde.
Diese Forderung hat die BWG
jetzt aufgegriffen und den Mie-
tervertretern entsprechende
Kontovollmachten erteilt, die
BWG selbst hat neben der Ver-
waltung der Gelder nun keinen
Zugriff auf diese Gelder mehr.
Seit November ist so die not-
wendige Sicherheit garantiert.
Bei Redaktionsschluss wurde
noch über die Fernwärmeliefe-
rung ab dem 1. Januar 2010 ver-
handelt. Die Stadt hat als Mehr-
heitseigner der Stadtwerke hier
bereits Zusagen gemacht.
Am 4. November 2009 tagte die
Angermünder Stadtverordne-
tenversammlung – zur Teilnah-
me am Tagesordnungspunkt
BWG kam für uns wieder ein-
mal eine Absage.
Mieterverein Uckermark
JürgenMilling, Vorsitzender


